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Gegenstand 
Eine kritische Würdigung des Referentenentwurfs zur EEG-Novelle 2027 unter besonderer 
Berücksichtigung der systemischen Marktintegration. Im Fokus stehen der Erhalt von 
Investitionsanreizen für private Kleinanlagen, der Abbau bürokratischer Hürden beim Energy Sharing, 
die Einführung einer technologieübergreifenden Speicher- und Pufferpflicht für Großanlagen zur 
Verteilnetzentlastung sowie die Beibehaltung stabiler Windkraft-Korrekturfaktoren zur Sicherung 
einer dezentralen, netzdienlichen Erzeugungsstruktur im verbrauchsstarken Süddeutschland. 

I. Vorbemerkung zum Verfahren und eklatanten 
Partizipationsdefiziten (Aarhus-Konvention) 

Vor Eintritt in die materielle und inhaltliche Würdigung des vorliegenden Referentenentwurfs muss 
das angewandte Verfahren aufs Schärfste gerügt werden. Die Zuleitung eines hochkomplexen, 
hunderte Seiten umfassenden Regelungswerks mit tiefgreifenden systemischen Änderungen für die 
deutsche Energielandschaft an einem Freitagnachmittag, verbunden mit einer gesetzten Frist bis 
zum folgenden Mittwoch, entbehrt jeglicher demokratischen und fachlichen Seriosität. 

Ein solches Vorgehen konterkariert den Geist und die Buchstaben des Artikels 8 der Aarhus-
Konvention, zu deren Einhaltung sich die Bundesrepublik Deutschland völkerrechtlich verpflichtet 
hat. Artikel 8 fordert explizit, dass bei der Ausarbeitung rechtsverbindlicher allgemeiner Regeln und 
Vorschriften durch die Exekutive eine effektive  Beteiligung der Öffentlichkeit in einem geeigneten 
Stadium – in dem Optionen noch offen sind – zu gewährleisten ist. 

Angemessene Fristen sind hierfür eine zwingende Grundvoraussetzung. Von einem ernsthaften 
„Bemühen“ des BMWE zur Absicherung dieser völkerrechtlichen Standards ist in diesem 
beschleunigten Blitz-Verfahren nichts zu spüren. Während große, finanzstarke Akteure der fossilen 
und etablierten Energiewirtschaft über juristische Stäbe verfügen, die im Dauereinsatz arbeiten 
können, führt dieses ultrakurze Zeitfenster zu einem faktischen Ausschluss der Zivilgesellschaft, 
kleinerer Fachgruppen und der Akteure der Bürgerenergie. Das Ministerium nutzt hier eine 
rechtliche Grauzone aus, da die GGO-Regelungen Innenrecht darstellen und Artikel 8 national nicht 
drittschützend eingeklagt werden kann. Dies führt zu einem erheblichen Defizit an demokratischer 
Legitimation für das gesamte EEG 2027, das bereits im Vorfeld der parlamentarischen Phase 
offengelegt werden muss. Die vorliegende Stellungnahme versteht sich daher als Notintervention 
gegen ein ordnungspolitisches Durchpeitschen. 

II. Zu Punkt 1: Das geplante Förder-Aus für kleine 
Photovoltaikanlagen (≤ 25 kW) 

Die im aktuellen Entwurf vorgesehene Modifikation, das harte und sofortige Aus der 
Einspeisevergütung durch ein zweistufiges Übergangsmodell (36 Monate abgesenkte 
Übergangsvergütung, gefolgt von 4 Jahren Direktvermarktungsbonus) zu ersetzen, ist 
volkswirtschaftlich und energiewirtschaftlich unzureichend. Es handelt sich hierbei um die 
Erschaffung eines neuen Bürokratiemonsters, das den dringend benötigten Zubau im privaten 
Segment drastisch abwürgen wird. 

Kritisch ist vor allem zu bewerten, dass der Entwurf zum jetzigen Zeitpunkt keine konkreten 
Preissignale oder Vergütungssätze nennt – weder für Eigenverbrauchsanlagen noch für 
Volleinspeiser. Bereits unter dem aktuellen Regime sind die Vergütungssätze für 
Eigenverbrauchsanlagen kaum noch kostendeckend. Eine weitere Absenkung nivelliert den 
Investitionsanreiz und degradiert die Einspeisung zu einem bloßen „Taschengeld“, das in keinem 
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Verhältnis zu den Risiken und Anschaffungskosten einer Anlage steht. Die logische Konsequenz 
dieses regulatorischen Fehlanreizes liegt auf der Hand: Die Flächenentwicklung bei der 
Neuinstallation privater Photovoltaik wird auf das absolute Minimum zur Deckung des 
unmittelbaren Eigenbedarfs reduziert. 

Die Energiewende benötigt jedoch für die Dekarbonisierung aller Sektoren einen maximalen 
Flächenausbau („Dächer vollmachen“). Mit dem vorliegenden Entwurf stellt das BMWE den 
Eigennutzen und die Abschottung ins solare Mikrosystem in den Vordergrund und beschädigt das 
Gemeinwohl im Sinne einer solidarischen, allgemeinen Stromversorgung. Private Betreiber werden 
durch bürokratische Konstrukte wie „Direktvermarktungsbonus“ und „Marktprämien“ massiv 
überfordert und abgeschreckt; diese Begriffe sind in der Lebensrealität privater Haushalte nicht 
verankert, insbesondere wenn sie nur für ein volatiles Zeitfenster von wenigen Jahren gelten. 

Anstatt die Betreiber in die Bürokratie zu zwingen, müsste der Gesetzgeber Rahmenbedingungen 
schaffen, um Direktvermarktungsangebote für kleine PV-Anlagen attraktiv und barrierefrei zu 
gestalten. Bisherige privatwirtschaftliche Ansätze (wie z. B. Cloud-Kraftwerke) werden dadurch 
verhindert, dass die Anbieter hohe Gebühren verlangen und selbst Margen generieren müssen. Da 
diese Vermarkter im Regelfall ohnehin auf die EEG-Einspeisevergütung als Absicherung 
zurückgreifen, bieten sie den Anlagenbetreibern kaum wirtschaftliche Vorteile. Zudem existieren 
erhebliche Markteintrittsbarrieren wie Leistungsgrenzen von oft erst ab 10 kWp oder deutlich höher. 
Hier muss das EEG 2027 ansetzen: Durch Standardisierung, Entbürokratisierung und die Förderung 
von plattformbasierten Pooling-Modellen muss das Betätigungsfeld für die Direktvermarktung im 
Kleinstsegment derart stimuliert werden, dass das Angebot an wettbewerblichen Tarifen steigt und 
für den Endkunden transparent wird. 

Ergänzend fordert diese Stellungnahme den konsequenten Abbau aller bürokratischen Hürden für 
das Energy Sharing. 

Das System der Netzentgelte muss dringend so reformiert werden, dass regional erzeugter Strom 
auch regional sachlich nicht gerechtfertigte Kostenzuordnungen gemeinschaftlich genutzt werden 
kann. Dies stärkt die Akzeptanz und entlastet die vorgelagerten Netzebenen. 

III. Zu Punkt 2: Harmonisierung des anzulegenden 
Wertes für Volleinspeiser ab 25 kW 

Die geplante pauschale Festschreibung des anzulegenden Wertes auf einheitlich 6,2 ct/kWh für alle 
Volleinspeiser ab 25 kW greift regulatorisch viel zu kurz und verkennt die physikalischen 
Notwendigkeiten des Gesamtsystems. 

Volleinspeiser in diesem Segment sind typischerweise größere Dachanlagen oder gewerbliche 
Installationen, die erhebliche Strommengen erzeugen. Es ist systemisch verfehlt, diese Anlagen 
weiterhin ohne Netzdienlichkeit in den Markt drängen zu lassen. Für Anlagen dieser Größenordnung 
muss eine „gesetzliche Verpflichtung zur Beistellung von Stromspeichern" zur Pufferung der 
Stromerzeugung eingeführt werden. Nur so kann eine marktdienliche, besser noch systemdienliche 
Netzeinspeisung realisiert werden. Die vom BMWE alternativ favorisierte Lösung – die rein 
destruktive Fernregelung und Abregelung der Einspeisung durch die Verteilnetzbetreiber (VNB) – 
stellt eine gravierende volkswirtschaftliche Verschwendung dar. Der grüne Strom wird dringend 
benötigt, er muss jedoch durch lokale Zwischenspeicherung zeitlich verschoben eingespeist werden 
können, anstatt sauber generierte Energie an der Netzspitze zu unterbinden. 

Um diese systemdienliche Steuerung ökonomisch abzubilden, ist die „Einrichtung mehrerer 
regionaler Strompreis- und Netzentgeltzonen" . Nur über regionale Preissignale kann die 
tatsächliche lokale Netzbelastung transparent abgebildet und Speicheranreize dort gesetzt werden, 
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wo Engpässe entstehen. Voraussetzung hierfür ist wiederum die erhebliche Beschleunigung eines 
flächendeckenden „Smart-Meter-Rollouts". Hierbei darf es sich jedoch nicht um den Einbau 
„dummer“, reiner digitaler Zähler handeln. Gemeint sein müssen echte „intelligente Messsysteme 
(iMSys)", die bidirektional kommunizieren können. Ohne die flächendeckende Bereitstellung lokaler 
Echtzeit-Nutzungsdaten der Netzanschlüsse und Verteilnetze an die VNB ist eine intelligente und 
kosteneffiziente Netzführung im Jahr 2027 technisch unmöglich. 

IV. Zielkonflikt zwischen Speicherzwang im EEG 
2027 und Netzzugangsbarrieren 

Der vorliegende Referentenentwurf zum EEG 2027 verfolgt das erklärte und ordnungspolitisch 
richtige Ziel, die sogenannte Co-Location – also die kombinierte Errichtung von Erneuerbare-
Energien-Anlagen (insbesondere Photovoltaik) und Stromspeichern – zum marktseitigen Regelfall 
zu erheben. Durch Instrumente wie die geplante dauerhafte oder temporäre Wirkleistungsbegren-
zung (z. B. die 50%- bzw. 60%-Kappung der Einspeisespitzen hinter dem Netzverknüpfungspunkt) 
baut der Gesetzgeber einen erheblichen faktischen Zwang zur lokalen Zwischenspeicherung auf. 

Dieser regulatorische Druck steht jedoch in eklatantem Widerspruch zu den realen Hürden bei der 
Netzintegration. Das parallel verhandelte Netzanschlusspaket (insb. § 14 Abs. 1d EnWG-E) droht 
durch die Einführung „kapazitätslimitierter Netzgebiete“ den dringend benötigten Speicher-
hochlauf massiv zu bremsen. Wenn Erzeugungs- und Speicheranlagen in überlasteten Netzzonen 
künftig nur noch unter einem entschädigungslosen „Redispatchvorbehalt“ angeschlossen werden 
können, entzieht dies Investoren die notwendige Planungssicherheit. 

V. Das Verbot der grauen Stromeinspeisung (Die 
Netzdienlichkeits-Falle) 

Der Entwurf des EEG 2027 fordert eine strikte Trennung von grünem (selbst erzeugtem) und 
grauem (aus dem Netz bezogenem) Strom im Speicher. 

• Das Problem: Wenn ein Speicher über AgNes netzdienlich geladen wird (also 
überschüssigen Graustrom aus dem Netz aufnimmt, um Engpässe abzufangen), darf dieser 
Strom unter keinen Umständen über die Erneuerbare-Energien-Anlage zurückgespeist 
werden, da sonst die Gefahr von Subventionsbetrug besteht. 

Aufgrund aktuell meist fehlender Echtzeitdaten wird systemdienliches Verhalten oft mit 
marktdienlichem Verhalten (also Aufladen mit billigem Netzstrom und Entladen/Netzeinspeisung 
bei hohen Börsenstrompreisen) gleichgesetzt. Bei der gegenwärtigen deutschlandweit 
einheitlichen Strompreis-/Netzentgeltzone kann es dabei lokal oder regional zu Netzengpässen 
führen. 

Dieser systemische Widerspruch lässt sich jedoch auflösen, indem der Smart-Meter-Rollout 
extrem beschleunigt und konsequent als Steuerungsinfrastruktur genutzt wird. Derzeit agieren die 
Verteilnetzbetreiber (VNB) in den unteren Netzebenen weitgehend ,blind‘. Ein flächendeckender 
Einsatz von echten intelligenten Messsystemen (iMSys), die bidirektional kommunizieren können, 
transformiert die VNB zu ,sehenden‘ Akteuren. 

Hierbei muss die Steuerung nicht zwingend restriktiv und direkt durch den VNB erfolgen. Vielmehr 

können die den Speichern zugeordneten iMSys lokale Netzzustandsdaten (wie 

Spannungsbandverletzungen oder lokale Netzauslastungen) in Echtzeit empfangen und 

verarbeiten. Das integrierte Energiemanagementsystem des Speichers kann daraufhin unmittelbar 

und autonom reagieren. Ein rein marktbasierter Fahrplan wird so im selben Moment durch ein 
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lokales, netzdienliches Korrektursignal überlagert. 

• Kritikpunkt: Die im Entwurf geforderten messtechnischen Trennungen sind technisch so 

starr, dass sie den sogenannten „Multi-Use-Betrieb“ (Speicher verdient Geld an der 

Strombörse durch Netzladung und puffert gleichzeitig die eigene PV-Anlage) faktisch 

unmöglich machen oder extrem verteuern. Hier droht das EEG 2027 die Flexibilität, die 

AgNes auf Netzentgeltseite befreien will, durch technische Überregulierung wieder zu 

blockieren. 

VI. Die fehlende Anerkennung von Speichern als 
„Eigenständige Netzelemente“ 

Im Referentenentwurf werden Speicher regulatorisch fast immer nur als Anhang einer 
Erzeugungsanlage (Co-Location) gedacht. 

• Das Problem: Es fehlt im EEG 2027 und im flankierenden EnWG eine klare Definition und 
Privilegierung von Stand-Alone-Großspeichern, die ohne direkte Kopplung an ein Wind- 
oder Solarkraftwerk rein als Netzknoten-Puffer gebaut werden. 

• Kritikpunkt: Das reine Fokussieren auf die 50%-Kappung bei Erzeugungsanlagen greift zu 
kurz. Der Entwurf vernachlässigt systemische Anreize für Speicher, die an strategisch 
wichtigen Netzknotenpunkten der Verteilnetzbetreiber (VNB) platziert werden müssten, 
um den Netzausbau insgesamt zu drosseln. 

VII. Netzentgelte für Stromspeicher: konsequente 
Umsetzung des Endverbraucher-Prinzips 

Eine zentrale wirtschaftliche Bremse für den wirtschaftlichen Betrieb von Stromspeichern ist nach 
wie vor die drohende finanzielle Doppelbelastung durch Netzentgelte. Wenn Speicher beim 
Einspeichern als Letztverbraucher herangezogen werden, obwohl die Energie zu einem späteren 
Zeitpunkt unter erneuter Netzentgeltfälligkeit an den Endkunden ausgespeist wird, ist 
energiewirtschaftlich in keiner Weise logisch begründbar und ein ganz wesentliches Hindernis für 
die dringend notwendige flexibilisierte Energiewelt. 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass die Bundesnetzagentur (BNetzA) im Zuge des aktuellen AgNes-
Verfahrens (Allgemeine Netzentgeltsystematik Strom) eine zukunftsfähige Weichenstellung 
vorbereitet. Die Abkehr von reinen, mengenbasierten Arbeitspreisen hin zu kapazitätsbasierten 
Leistungspreisen ist der richtige Weg. Im Sinne eines marktdienlichen Speicherhochlaufs fordern wir 
eine konsequente gesetzliche und regulatorische Umsetzung folgenden Prinzips: 

• Das Endverbraucher-Prinzip: Ausschließlich die für den echten Eigenverbrauch des Speichers 
aufgewendeten Strommengen (z. B. zur Klimatisierung, Steuerung oder für interne 
Wandlungsverluste) dürfen als echter Endverbrauch mit Netzentgelten beaufschlagt werden. 
Der flexibel ein- und ausgespeiste Strom, der dem Redispatch, der Netzstabilisierung oder 
der Marktoptimierung dient, muss vollständig und dauerhaft von Netzentgelten freigestellt 
bleiben. 

VIII. Schutz von Bestandseffekten und Vermeidung 
von Messkonzept-Bürokratie 

Damit die Transformation hin zu einem speichergestützten Energiesystem gelingt, müssen die neuen 
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Netzentgeltregeln praxistauglich ausgestaltet werden: 

• Investitionsschutz gewährleisten: Die von der BNetzA signalisierte Kehrtwende, wonach 
Anlagen mit Inbetriebnahme bis zum 4. August 2029 eine 20-jährige Befreiung von den 
klassischen Netzentgelten (gemäß § 118 Abs. 6 EnWG) behalten, ist dringend beizubehalten, 
um einen sofortigen Investitionsstopp bei Großbatteriespeichern abzuwenden. Dieser 
Vertrauensschutz muss rechtssicher festgeschrieben werden. 

• Dynamische Netzentgelte harmonisieren: Die geplante Systematik, dynamische 
Netzentgelte von der Befreiung für Speicher auszunehmen, birgt erhebliche Risiken. Hier 
droht eine Benachteiligung von Speichern, die auf volatile Marktsignale reagieren. 

• Messkonzepte entbürokratisieren: Insbesondere bei industriellen Großspeichern (Hinter-
dem-Zähler-Konstellationen / Co-Location) muss verhindert werden, dass komplexe 
Messkonzepte den netzdienlichen Speichereinsatz mit dem regulären Letztverbrauch des 
Standorts vermischen. Hier bedarf es standardisierter, unbürokratischer Abgrenzungsregeln, 
um eine fehlerhafte Netzentgeltbeaufschlagung des Speichers zu verhindern. 

IX. Zu Punkt 3 und 4: Zweiseitige CfDs und 
Fehlanreize im Windbereich 

Die Umstellung des Fördersystems auf zweiseitige Differenzverträge (Contracts for Difference – CfD) 
wird als längst überfällige Anpassung an das EU-Beihilferecht ausdrücklich begrüßt. Sie sorgt für 
Markttransparenz und schützt den Steuerzahler in Hochpreisphasen vor Mitnahmeeffekten. 

Die im gleichen Zuge vorgeschlagene Anpassung im Windbereich – namentlich die Absenkung des 
Korrekturfaktors für den 50-Prozent-Standort von 1,55 auf 1,50 im Referenzertragsmodell – wird 
jedoch als absolut kontraproduktive Maßnahme abgelehnt. Sie verschärft die geografische 
Asymmetrie der deutschen Stromerzeugung. Die Absenkung reduziert die Vergütung in 
windschwächeren Gebieten, was de facto den Windkraftausbau in „Süddeutschland“ massiv 
hemmen wird. 

Genau in diesen verbrauchsstarken Regionen im Süden wird jedoch dringend eine signifikante und 
verlässliche Eigenproduktion aus erneuerbaren Energien benötigt. Eine monokulturelle 
Konzentration auf die Photovoltaik in Süddeutschland führt zu einer extrem unausgeglichenen 
Erzeugungscharakteristik (Sommer-Peak, Winter-Loch) und gefährdet die Systemsicherheit. Wenn 
der Windzubau im Süden durch die Absenkung des Korrekturfaktors wirtschaftlich unattraktiv 
gemacht wird, hat dies fatale Folgen: 

• Die Auslastung und der Druck auf die Nord-Süd-Höchstspannungs-Gleichstrom-
Übertragungsleitungen (HGÜ) steigen drastisch an. 

• Der ohnehin extrem teure und langwierige Netzausbaubedarf auf der Übertragungsebene 
wird weiter künstlich aufgebläht. 

• Das Argument des BMWE, ertragsstarke Standorte (im Norden) zu bevorzugen, erweist sich 
bei ganzheitlicher Betrachtung als Trugschluss: Ertragsstarke Standorte sind nicht zwingend 
netzdienlich, wenn sie Strom in Regionen einspeisen, die ohnehin bereits unter massiven 
Netzengpässen leiden. Das führt zu permanenten Zwangsabregelungen („Redispatch“) und 
treibt die Netzentgelte für die Verbraucher in die Höhe. 

Auch im Windbereich muss daher das Prinzip gelten: Dezentraler Ausbau vor Ort, kombiniert mit 
einer „Verpflichtung zur Pufferung mittels Stromspeichern“, um die lokalen Verteil- und 
Übertragungsnetze zu entlasten, anstatt den Ausbau im Süden politisch abzuwürgen. 
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X. Zu Punkt 5: Fokus des Gesetzgebers und die 
Notwendigkeit der Speicherpflicht für Großanlagen 

Bei der Gesamtschau des Referentenentwurfs drängt sich der Eindruck auf, dass der Gesetzgeber 
eine fundamentale Fehlsteuerung der regulatorischen Regelungen einseitig zu Lasten der kleineren 
Akteure vornimmt. Das BMWE fokussiert sich mit fragwürdeigen bürokratischen Auflagen und 
Förderstreichungen nahezu ausschließlich auf die privaten Kleinanlagen-Betreibenden. Das ist 
politisch mutlos und energiewirtschaftlich blind. Insbesondere diese Kleinakteure sind die tragende 
Säule der bisherigen Energiewende, lange vor den Großakteuren. 

Die eigentlichen systemischen Probleme und Netzbelastungen werden nicht durch die 6-kWp-
Anlage auf dem Einfamilienhaus verursacht, sondern durch die „großen und sehr großen 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen sowie industriellen Windenergieparks“. Genau in diesem Segment 
muss das EEG 2027 ansetzen und den ordnungspolitischen Fokus setzen: 

Anlagentyp / Segment Systemischer Einfluss Forderung für das EEG 2027 

Kleinanlagen (≤ 5-7 kWp) Hoher Eigenverbrauch, geringe 
Netzbelastung. Heimspeicher oft 
wirtschaftlich, aber nicht zwin-
gend netzdienlich. 

Vollständiger Verzicht auf Spei-
cherpflicht; Beibehalt einfacher, 
verlässlicher Vergütungsstruktu-
ren zur Ausbaumaximierung. 
Entbürokratisierung der 
Direktvermarktung. 

Gewerbliche Dachanlagen & 
Volleinspeiser (> 25 kW) 

Hohe Einspeisequoten zu 
Spitzenzeiten, erhebliche 
Belastung der lokalen Verteilnetze 
(Mittelspannung). 

Einführung einer systemdienlichen 
Speicherpflicht zur Kappung von 
Einspeisespitzen; Koppelung an 
regionale Netzentgeltsignale. 

Großinvestitionen  
(PV-Freifläche & Windparks) 

Massive, volatile Stromeinspei-
sung; Haupttreiber von negativen 
Strompreisen und milliar-
denschweren Redispatch-Kosten. 

Strikte Pflicht zur Pufferung der 
Stromeinspeisung durch aus-
reichend dimensionierte Groß-
speicher. Ausdehnung dieser 
Pflicht auf Bestandsanlagen, 
sofern wirtschaftlich darstellbar 
(Nachrüstungsgebote). 

 

Die Pufferung des erzeugten Stroms direkt am Erzeugungsort bei Großanlagen muss zur conditio 
sine qua non der Förderung werden. Flankiert werden muss diese Speicherpflicht zwingend durch 
die Abschaffung des einheitlichen deutschen Strommarkt-Preiskorridors. Die Etablierung regionaler 
Strompreiszonen ist das einzige marktwirtschaftliche Instrument, um die Fehlanreize eines künstlich 
fusionierten deutschlandweiten Marktes zu eliminieren und Investitionen in Flexibilitäten dort zu 
realisieren, wo sie physikalisch gebraucht werden. 

XI. Verfassungsrechtliche Einordnung (Art. 20a 
GG) 

Vordergründig mag das EEG 2027 in der Fassung des vorliegenden Referentenentwurfs mit Art.20a 
GG zu harmonieren, da es – wie das Ministerium versichert – andere wesentliche Staatsziele und 
Verfassungsprinzipien absichert. Dazu zählen folgende Aspekte: 



• Sicherung der Marktintegration und Systemstabilität: Art. 20a GG fordert einen ökologi-
schen Wandel, der jedoch versorgungssicher und wirtschaftlich tragfähig sein muss. Mit 
dem Übergang zu Differenzverträgen (Contracts for Difference – CfD) und dem Wegfall 
klassischer Einspeisevergütungen reagiert das Gesetz auf negative Strompreise und Netz-
überlastungen. Ein ungebremster Zubau ohne Rücksicht auf die Netzkapazitäten könnte die 
Netzstabilität gefährden, was ebenfalls ein verfassungsrechtlich legitimes Gemeinwohlziel 
berührt. 

• Erhalt der staatlichen Handlungsfähigkeit (Finanzstabilität): Die ausufernden Kosten für 
das bisherige Fördersystem belasten den Bundeshaushalt erheblich. Die im EEG 2027 ver-
ankerte Gewinnabschöpfung bei hohen Marktpreisen (Refinanzierungsbeitrag) dient der 
Haushaltskonsolidierung. Da auch eine solide Finanzpolitik im Interesse künftiger Genera-
tionen liegt, lässt sich dies im Rahmen des gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums 
rechtfertigen. 

• Kein Totalverbot, sondern Steuerung: Der Gesetzgeber verbietet den Ausbau nicht, son-
dern verändert die Anreize. Juristisch hat der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung von För-
derbedingungen einen weiten Einschätzungs- und Prognosespielraum. Art. 20a GG schreibt 
nicht wie gefördert werden muss, sondern nur dass das Klimaziel erreicht wird. 

Dagegen sprechen jedoch folgende Aspekte und ordnen das EEG 2027 in Teilen als unvereinbar 
mit Art. 20a GG und dem Klimabeschluss ein: 

• Verstoß gegen das Beschleunigungsgebot: Nach ständiger Rechtsprechung muss der 
Ausbau der erneuerbaren Energien im überragenden öffentlichen Interesse und dient der 

nationalen Sicherheit. Kritiker monieren, dass der Wegfall der Förderung für PV-Anlagen bis 
25 kW auf Dächern sowie die pauschale 50-Prozent-Wirkleistungsbegrenzung den Ausbau 
massiv ausbremsen. Ein Gesetz, das den klimaschützenden Ausbau de facto verlangsamt, 
steht unter extremem Rechtfertigungsdruck gegenüber Art. 20a GG. 

• Verletzung von Vertrauensschutz und Eigentum (Art. 14 GG): Durch Neuregelungen in 
sogenannten „kapazitätslimitierten Netzgebieten“ – etwa der zeitweise Verzicht auf 
Redispatch-Entschädigungen oder nachträgliche Anpassungen von Netzanschlussleistungen 
– greift der Staat in bestehende bzw. geplante Investitionen ein. Wenn Investoren die 
Planungssicherheit genommen wird, kollidiert das mit dem vom BVerfG geforderten 
„Entwicklungsdruck und Planungssicherheit“ für den Klimaschutz. 

• Verfehlung der Klimaziele: Wenn die Richtwerte für die jährliche Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien gestrichen werden, fehlt dem Gesetz der klare, transparente 
Minderungs- und Ausbaupfad, den das Bundesverfassungsgericht explizit verlangt hat, um 
die Lasten nicht ungerecht auf die Zukunft und damit folgende Generationen zu 
verschieben. 

XII. Zusammenfassung der Kernforderungen 

Zusammenfassend fordert diese Stellungnahme den Gesetzgeber und die beteiligten Ressorts auf, 
den vorliegenden Referentenentwurf grundlegend in folgenden Punkten zu überarbeiten: 

1. Stopp des Bürokratiemonsters im Kleinstsegment: Erhalt einer verlässlichen, 
unbürokratischen Einspeisevergütung für Anlagen unter 25 kWp zur Sicherung des 
maximalen Flächenausbaus im Sinne des Gemeinwohls. 

2. Marktöffnung für kleine Direktvermarktung: Abbau von Hürden und Mindestgrößen für 
Vermarkter anstelle von Pflichten für Laien-Betreiber; radikale Entbürokratisierung des 
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Energy Sharings sowie sachgerechte, nur auf die dafür genutzte Netzebene bezogene 
Entgelte. 

3. Speicherpflicht statt Abregelung: Einführung einer Pflicht zur Speicherbeistellungen für 
Neuanlagen ab 25 kW sowie für alle Großprojekte (inkl. wirtschaftlich zumutbarer 
Nachrüstpflichten für den Bestand), um die Vernichtung von Strom durch VNB-Abregelung 
zu beenden. 

4. Korrektur im Windbereich: Rücknahme der Absenkung des Korrekturfaktors für den 50-
Prozent-Standort, um den lebenswichtigen Windkraftausbau im verbrauchsstarken 
Süddeutschland nicht dauerhaft abzuwürgen und die HGÜ-Trassen nicht zu überlasten. 

5. Infrastruktur-Offensive: Beschleunigter Rollout von „echten“ intelligenten Messsystemen 
(iMSys) zur Bereitstellung der netzkritischen Daten sowie die gesetzliche Verankerung 
regionaler Strompreis- und Netzentgeltzonen. 

6. Der Gesetzgeber muss im EnWG eine gesetzliche Privilegierung und Beschleunigung für den 
Netzanschluss solcher Groß- und Heimspeicher verankern, die erzeugungsnah installiert sind 
oder nachweislich system- und netzdienlich betrieben werden. Speicher dürfen im 
Netzanschlussverfahren nicht als zusätzliche Lastrisiken, sondern müssen zwingend als das, 
was sie im Kern auch sind - technische Entlastungsfaktoren – für die Engpassbeseitigung 
eingestuft und priorisiert werden. 

7. Das EEG 2027 und das flankierende EnWG dürfen die Digitalisierung der Netze nicht länger 
als nachgelagerten Prozess behandeln. Die rechtlichen Voraussetzungen für diese 
automatisierte, dezentrale Flexibilitätssteuerung über das iMSys müssen jetzt im Gesetz 
verankert werden. Nur so wird aus der pauschalen 50%-Wirkleistungsbegrenzung ein 
intelligentes, dynamisches und netzentlastendes Werkzeug, statt einer bloßen Vernichtung 
von erneuerbarem Strom. 

Das EEG 2027 darf in der jetzigen Phase des Klimawandels und der Transformation kein Gesetz zur 
Ausbaubremse und Markt-Abschottung werden. Es muss die physikalischen Realitäten der Netze 
mit den ökonomischen Anreizen der Speichertechnologie vereinen, anstatt die Lasten der 
Systemintegration einseitig auf private Kleinbetreiber abzuwälzen. Die Optimierung des 
Gesamtsystems hat Vorrang vor der im Gesetzentwurf leider erkennbaren sehr einseitigen 
Fokussierung auf die Begrenzung der Netzkosten zu Lasten der dringend notwendigen 
Beschleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren Stromerzeugung 
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